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leistungsausgleich sind durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 vom 1. November 2011

(BGBl. I S. 2131) neu geregelt worden. Nach dem Ergebnis der Erörterungen mit den 

obersten Finanzbehörden der Länder gelten dazu die nachfolgenden Ausführungen. 

 

1

 

D

geregelte Einkünfte- und Bezügegrenze. Für die steuerliche Berücksichtigung eines voll-

jährigen Kindes sind dessen eigene Einkünfte und Bezüge künftig unbeachtlich; die 

Einkommensgrenze von 8.004 Euro im Kalenderjahr ist abgeschafft. Stattdessen wird

volljähriges Kind grundsätzlich bis zum Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung ode

eines Erststudiums berücksichtigt. Darüber hinaus wird es nur noch berücksichtigt, wenn es 

einen der Grundtatbestände des § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 erfüllt und keiner die 

Ausbildung hindernden Erwerbstätigkeit nachgeht. Diese Regelung gilt nicht für Kinde

zur Vollendung des 21. Lebensjahrs, die bei einer Agentur für Arbeit als arbeitsuchend 

gemeldet sind (§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 EStG), sowie für behinderte Kinder, die

§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 EStG zu berücksichtigen sind.  
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studiums gilt die gesetzliche Vermutung, dass ein volljähriges Kind in der Lage ist, sich selbst 

zu unterhalten. Dies hat zur Folge, dass das Kind, wenn es nicht als arbeitsuchend gemeldet 

(bis 21 Jahre) oder behindert ist, nicht mehr zu berücksichtigen ist. Die Vermutung des 

Gesetzgebers gilt als widerlegt, wenn der Nachweis erbracht wird, dass das Kind weiterhin für 

einen Beruf ausgebildet wird (§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a EStG) und tat-

sächlich keiner Erwerbstätigkeit nachgeht, die Zeit und Arbeitskraft des Kindes überwiegend 

beansprucht. Eine unschädliche Erwerbstätigkeit liegt vor, wenn diese 20 Stunden regel-

mäßiger wöchentlicher Arbeitszeit nicht übersteigt, ein Ausbildungsdienstverhältnis oder ein 

geringfügiges Beschäftigungsverhältnis im Sinne der §§ 8 und 8a SGB IV darstellt. Ent-

sprechendes gilt für die Berücksichtigungstatbestände des § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 

Buchstabe b, c und d EStG. 

 

2. Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung und eines Erststudiums  

 

2.1 Erstmalige Berufsausbildung 

 

3 Unter dem Begriff „Berufsausbildung“ ist eine berufliche Ausbildung unter Ausschluss eines 

Studiums zu verstehen. Eine Berufsausbildung im Sinne des § 32 Absatz 4 Satz 2 EStG liegt 

vor, wenn das Kind durch eine berufliche Ausbildungsmaßnahme die notwendigen fachlichen 

Fertigkeiten und Kenntnisse erwirbt, die zur Aufnahme eines Berufs befähigen. Voraus-

setzung ist, dass der Beruf durch eine Ausbildung in einem öffentlich-rechtlich geordneten 

Ausbildungsgang erlernt wird (BFH vom 6. März 1992 - BStBl II S. 661) und der Ausbil-

dungsgang durch eine Prüfung abgeschlossen wird. 

 

4 Zur Berufsausbildung zählen: 

 

− Berufsausbildungsverhältnisse gemäß § 1 Absatz 3, §§ 4 bis 52 Berufsbildungsgesetz 

(BBiG) sowie anerkannte Lehr- und Anlernberufe oder vergleichbar geregelte Aus-

bildungsberufe aus der Zeit vor dem In-Kraft-Treten des BBiG (§ 104 BBiG). Der 

erforderliche Abschluss besteht hierbei in der erfolgreich abgelegten Abschluss-

prüfung im Sinne des § 37 BBiG. Gleiches gilt, wenn die Abschlussprüfung nach 

§ 43 Absatz 2 BBiG ohne ein Ausbildungsverhältnis auf Grund einer entsprechenden 

schulischen Ausbildung abgelegt wird, die gemäß den Voraussetzungen des § 43 

Absatz 2 BBiG als im Einzelnen gleichwertig anerkannt ist; 

− mit Berufsausbildungsverhältnissen vergleichbare betriebliche Ausbildungsgänge 

außerhalb des Geltungsbereichs des BBiG (zurzeit nach der Schiffsmechaniker-Aus-

bildungsverordnung vom 12. April 1994, BGBl. I S. 797 in der jeweils geltenden 

Fassung); 
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für Berufe im Gesundheits- und Sozialwesen; 

− landesrechtlich geregelte Berufsabschlüsse an Berufsfachschulen; 

− die Berufsausbildung behinderter Menschen in anerkannten Berufsausbildungs-

berufen oder auf Grund von Regelungen der zuständigen Stellen in besonderen 

„Behinderten-Ausbildungsberufen“ und 

− die Berufsausbildung in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis sowie die 

Berufsausbildung auf Kauffahrtschiffen, die nach dem Flaggenrechtsgesetz vom 

8. Februar 1951 (BGBl. I S. 79) die Bundesflagge führen, soweit es sich nicht um 

Schiffe der kleinen Hochseefischerei und der Küstenfischerei handelt. 

 

5 Andere Bildungsmaßnahmen werden einer Berufsausbildung im Sinne des § 32 Absatz 4 

Satz 2 EStG gleichgestellt, wenn sie dem Nachweis einer Sachkunde dienen, die Voraus-

setzung zur Aufnahme einer fest umrissenen beruflichen Betätigung ist. Die Ausbildung muss 

in einem geordneten Ausbildungsgang erfolgen und durch eine staatliche oder staatlich aner-

kannte Prüfung abgeschlossen werden. Der erfolgreiche Abschluss der Prüfung muss Voraus-

setzung für die Aufnahme der beruflichen Betätigung sein. Die Ausbildung und der Abschluss 

müssen vom Umfang und Qualität der Ausbildungsmaßnahmen und Prüfungen her grund-

sätzlich mit den Anforderungen, die bei Berufsausbildungsmaßnahmen im Sinne der Rz. 4 

gestellt werden, vergleichbar sein. Dazu gehört z. B. die Ausbildung zu Berufspiloten auf 

Grund der JAR-FCL 1 deutsch vom 15. April 2003, Bundesanzeiger 2003 Nummer 80a. 

 

6 Die Berufsausbildung ist als erstmalige Berufsausbildung anzusehen, wenn ihr keine andere 

abgeschlossene Berufsausbildung beziehungsweise kein abgeschlossenes berufsqualifizieren-

des Hochschulstudium vorausgegangen ist. Wird ein Kind ohne entsprechende Berufsaus-

bildung in einem Beruf tätig und führt es die zugehörige Berufsausbildung nachfolgend durch 

(nachgeholte Berufsausbildung), handelt es sich dabei um eine erstmalige Berufsausbildung 

(BFH vom 6. März 1992 - BStBl II S. 661). 

 

7 Entsprechendes gilt für ausländische Berufsausbildungsabschlüsse, die inländischen Ab-

schlüssen gleichgestellt sind. Bei Abschlüssen aus einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union (EU) oder einem Vertragstaats des europäischen Wirtschaftsraums (EWR) oder der 

Schweiz ist in der Regel davon auszugehen, dass eine Gleichartigkeit vorliegt. 

 

2.2 Erststudium 

 

8 Ein Studium im Sinne des § 32 Absatz 4 Satz 2 EStG liegt dann vor, wenn es sich um ein 

Studium an einer Hochschule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) handelt. 

Hochschulen im Sinne dieser Vorschrift sind Universitäten, Pädagogische Hochschulen, 

Kunsthochschulen, Fachhochschulen und sonstige Einrichtungen des Bildungswesens, die 
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Bildungseinrichtungen sowie Hochschulen des Bundes, die nach Landesrecht als Hochschule 

anerkannt werden (§ 70 HRG). Studien können auch als Fernstudien durchgeführt werden 

(§ 13 HRG). Welche schulischen Abschlüsse oder sonstigen Voraussetzungen den Zugang 

zum Studium eröffnet haben, ist dabei unerheblich. 

 

9 Ein Studium stellt dann ein Erststudium im Sinne des § 32 Absatz 4 Satz 2 EStG dar, wenn es 

sich um eine Erstausbildung handelt. Es darf ihm kein anderes durch einen berufsqualifizie-

renden Abschluss beendetes Studium bzw. keine andere abgeschlossene nichtakademische 

Berufsausbildung im Sinne der Rz. 4 bis 7 vorangegangen sein. Dies gilt auch in den Fällen, 

in denen während eines Studiums eine Berufsausbildung erst abgeschlossen wird, unabhängig 

davon, ob die beiden Ausbildungen sich inhaltlich ergänzen. Ein Studium wird auf Grund der 

entsprechenden Prüfungsordnung einer inländischen Hochschule durch eine Hochschul-

prüfung oder eine staatliche oder kirchliche Prüfung abgeschlossen (§§ 15, 16 HRG). 

 

10 Als Abschluss einer berufsqualifizierenden Hochschulprüfung kann ein Hochschulgrad 

verliehen werden. Hochschulgrade sind der Diplom- und der Magistergrad im Sinne des § 18 

HRG. Das Landesrecht kann weitere Grade vorsehen. Ferner können die Hochschulen 

Studiengänge einrichten, die auf Grund entsprechender berufsqualifizierender Prüfungen zu 

einem Bachelor- oder Bakkalaureusgrad und einem Master- oder Magistergrad führen (§ 19 

HRG). Der Magistergrad im Sinne des § 18 HRG setzt anders als der Master- oder Magister-

grad im Sinne des § 19 HRG keinen vorherigen anderen Hochschulabschluss voraus. 

Zwischenprüfungen stellen keinen Abschluss eines Studiums im Sinne des § 32 Absatz 4 

Satz 2 EStG dar. 

 

11 Die von den Hochschulen angebotenen Studiengänge führen in der Regel zu einem berufs-

qualifizierenden Abschluss (§ 10 Absatz 1 Satz 1 HRG). Im Zweifel ist davon auszugehen, 

dass die entsprechenden Prüfungen berufsqualifizierend sind. 

 

12 Studien- und Prüfungsleistungen an ausländischen Hochschulen, die zur Führung eines 

ausländischen akademischen Grades berechtigen, der nach § 20 HRG in Verbindung mit dem 

Recht des Landes, in dem der Gradinhaber seinen inländischen Wohnsitz oder inländischen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat, anerkannt wird, sowie Studien- und Prüfungsleistungen, die 

von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats der EU oder von Vertragstaaten des EWR oder 

der Schweiz an Hochschulen dieser Staaten erbracht werden, sind nach diesen Grundsätzen 

inländischen Studien- und Prüfungsleistungen gleichzustellen. Der Steuerpflichtige hat die 

Berechtigung zur Führung des Grades nachzuweisen. Für die Gleichstellung von Studien- und 

Prüfungsleistungen werden die in der Datenbank „anabin“ (www.anabin.de) der Zentralstelle 

für ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der Kultusministerkonferenz aufgeführten 

Bewertungsvorschläge zugrunde gelegt. 

http://www.anabin.de/
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2.2.1 Einzelfragen 

 

13 Fachschulen: 

 

Fachschulen sind Einrichtungen der beruflichen Weiterbildung, deren Besuch grundsätzlich 

eine berufliche Erstausbildung voraussetzt. Der Besuch einer Fachschule stellt daher ebenso 

wie ein nach dem Besuch einer Fachschule aufgenommenes Studium in der Regel keine Erst-

ausbildung bzw. kein Erststudium im Sinne des § 32 Absatz 4 Satz 2 EStG dar.  

 

14 Wechsel und Unterbrechung des Studiums: 

 

Bei einem Wechsel des Studiums ohne Abschluss des zunächst betriebenen Studiengangs 

stellt das zunächst aufgenommene Studium kein abgeschlossenes Erststudium dar. Bei einer 

Unterbrechung eines Studiengangs ohne einen berufsqualifizierenden Abschluss und seiner 

späteren Weiterführung stellt der der Unterbrechung vorangegangene Studienteil kein abge-

schlossenes Erststudium dar. 

 

15 Mehrere Studiengänge: 

 

Werden zwei (oder ggf. mehrere) Studiengänge parallel studiert, die zu unterschiedlichen 

Zeiten abgeschlossen werden, stellt der nach dem berufsqualifizierenden Abschluss eines der 

Studiengänge weiter fortgesetzte andere Studiengang vom Zeitpunkt des Abschlusses des 

einen Studienganges an kein Erststudium mehr dar. 

 
16 Aufeinanderfolgende Abschlüsse unterschiedlicher Hochschultypen: 

 

Da die Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Kunsthochschulen, Fachhochschulen 

sowie weitere entsprechende landesrechtliche Bildungseinrichtungen gleichermaßen Hoch-

schulen im Sinne des § 1 HRG sind, stellt ein Studium an einer dieser Bildungseinrichtungen 

nach einem abgeschlossenen Studium an einer anderen dieser Bildungseinrichtungen kein 

Erststudium dar. So handelt es sich z. B. bei einem Universitätsstudium nach einem abge-

schlossenen Fachhochschulstudium nicht um ein Erststudium. 

 

17 Ergänzungs- und Aufbaustudien: 

 

Postgraduale Zusatz-, Ergänzungs- und Aufbaustudien im Sinne des § 12 HRG setzen den 

Abschluss eines ersten Studiums voraus und stellen daher kein Erststudium dar.  

 

18 Vorbereitungsdienst: 
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Als berufsqualifizierender Studienabschluss gilt auch der Abschluss eines Studiengangs, 

durch den die fachliche Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine beruf-

liche Einführung vermittelt wird (§ 10 Absatz 1 Satz 2 HRG). Dazu zählt beispielhaft der 

juristische Vorbereitungsdienst (Referendariat). Daher ist z. B. das erste juristische Staats-

examen ein berufsqualifizierender Abschluss. Ein Referendariat zur Vorbereitung auf das 

zweite Staatsexamen ist jedoch ein Ausbildungsdienstverhältnis (siehe Rz. 25). 

 

19 Bachelor- und Masterstudiengänge: 

 

Nach § 19 Absatz 2 HRG ist der Bachelor- oder Bakkalaureusgrad einer inländischen Hoch-

schule ein berufsqualifizierender Abschluss. Daraus folgt, dass der Abschluss eines 

Bachelorstudiengangs den Abschluss eines Erststudiums darstellt und ein nachfolgender 

Studiengang als weiteres Studium anzusehen ist. Dies gilt auch, wenn ein Masterstudium im 

Sinne des § 19 HRG auf einem Bachelorstudiengang aufbaut (konsekutives Masterstudium).  

 

20 Berufsakademien und andere Ausbildungseinrichtungen: 

 

Nach Landesrecht kann vorgesehen werden, dass bestimmte an Berufsakademien oder 

anderen Ausbildungseinrichtungen erfolgreich absolvierte Ausbildungsgänge einem abge-

schlossenen Studium an einer Fachhochschule gleichwertig sind und die gleichen Berechti-

gungen verleihen, auch wenn es sich bei diesen Ausbildungseinrichtungen nicht um Hoch-

schulen im Sinne des § 1 HRG handelt. Soweit dies der Fall ist, stellt ein entsprechendes 

Studium unter der Voraussetzung, dass ihm kein anderes abgeschlossenes Studium oder keine 

andere abgeschlossene Berufsausbildung vorangegangen ist, ein Erststudium im Sinne des 

§ 32 Absatz 4 Satz 2 EStG dar. 

 

2.3 Abgrenzung des Tatbestandsmerkmals „Berufsausbildung“ zum Tatbestandsmerk-

mal „für einen Beruf ausgebildet werden“  

 

21 Die eng gefasste Auslegung des Tatbestandsmerkmals „Berufsausbildung“ in § 32 Absatz 4 

Satz 2 EStG im Sinne eines öffentlich-rechtlich geordneten Ausbildungsganges führt nicht zu 

einer Einschränkung des Berücksichtigungstatbestandes des § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 

Buchstabe a EStG. Bei der Auslegung des Tatbestandsmerkmals „für einen Beruf ausgebildet 

werden“ ist weiterhin das BFH-Urteil vom 9. Juni 1999 (BStBl II S. 701) anzuwenden. 

Hiernach wird für einen Beruf ausgebildet, wer sein Berufsziel noch nicht erreicht hat, sich 

aber ernstlich darauf vorbereitet. Der Vorbereitung auf ein Berufsziel dienen alle Maß-

nahmen, bei denen es sich um den Erwerb von Kenntnissen, Fähigkeiten und Erfahrungen 

handelt, die als Grundlagen für die Ausübung des angestrebten Berufs geeignet sind, und zwar 

unabhängig davon, ob die Ausbildungsmaßnahmen in einer Ausbildungsordnung oder 
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Schule führt demnach regelmäßig zu einer Berücksichtigung nach § 32 Absatz 4 Satz 1 

Nummer 2 Buchstabe a EStG, der Erwerb eines Schulabschlusses jedoch nicht zum 

„Verbrauch“ der erstmaligen Berufsausbildung nach § 32 Absatz 4 Satz 2 EStG. Gleiches gilt 

für ein Volontariat (vgl. BFH vom 9. Juni 1999 - BStBl II S. 706) oder ein freiwilliges 

Berufspraktikum (vgl. BFH vom 9. Juni 1999 - BStBl II S. 713). 

 

22 Der Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums führt dazu, dass 

ein volljähriges Kind danach nur berücksichtigt wird, wenn es keiner Erwerbstätigkeit im 

Sinne des § 32 Absatz 4 Satz 2 und 3 EStG nachgeht. Dies gilt auch dann, wenn die erst-

malige Berufsausbildung vor Vollendung des 18. Lebensjahres abgeschlossen worden ist. 

 

3. Erwerbstätigkeit  

 

23 Unter dem Begriff „Erwerbstätigkeit“ ist nicht nur eine nichtselbständige Tätigkeit zu 

verstehen. Ein Kind ist vielmehr erwerbstätig, wenn es einer auf die Erzielung von Einkünften 

gerichteten Beschäftigung nachgeht, die den Einsatz seiner persönlichen Arbeitskraft erfordert 

(BFH vom 16. Mai 1975 - BStBl II S. 537). Hieraus folgt, dass der Begriff „Erwerbstätigkeit“ 

auch durch eine land- und forstwirtschaftliche, eine gewerbliche und eine selbständige Tätig-

keit erfüllt werden kann. Die Verwaltung eigenen Vermögens ist demgegenüber keine 

Erwerbstätigkeit. 

 

24 Unschädlich ist eine Erwerbstätigkeit dann, wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 

insgesamt nicht mehr als 20 Stunden beträgt. Hierbei ist von der individuell vertraglich ver-

einbarten Arbeitszeit auszugehen. Eine vorübergehende (höchstens 2 Monate andauernde) 

Ausweitung der Beschäftigung auf mehr als 20 Stunden ist unbeachtlich, wenn während des 

Zeitraumes innerhalb eines Kalenderjahres, in dem einer der Grundtatbestände des § 32 

Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 EStG erfüllt ist, die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 

nicht mehr als 20 Stunden beträgt. 

 

Beispiel: 

Ein Kind schließt nach dem Abitur eine Lehre ab und studiert ab Oktober 2011. Gemäß 

vertraglicher Vereinbarung ist das Kind ab dem 1. April 2012 mit einer wöchentlichen 

Arbeitszeit von 20 Stunden als Bürokraft beschäftigt. In den Semesterferien arbeitet das 

Kind - auf Grund einer zusätzlichen vertraglichen Vereinbarung - vom 1. August bis zur 

Kündigung am 30. September 2012 in Vollzeit mit 40 Stunden wöchentlich. Ab dem 

1. November 2012 ist das Kind gemäß vertraglicher Vereinbarung mit einer wöchent-

lichen Arbeitszeit von 15 Stunden als Verkaufsaushilfe tätig. Somit ergeben sich folgende 

Arbeitszeiten pro voller Woche: 
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vom 1. August bis 30. September 2012 (8 Wochen): 40 Stunden pro Woche (= Aus-

weitung der Beschäftigung) 

vom 1. November bis 31. Dezember 2012 (8 Wochen): 15 Stunden pro Woche 

 

Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit beträgt 15 Stunden; Berechnung: 

 

(17 Wochen x 20 Std.) + (8 Wochen x 40 Std.) + (8 Wochen x 15 Std.) = 15 Std. 

    52 Wochen 

 

Das Kind ist aufgrund des Studiums das gesamte Jahr 2012 nach § 32 Absatz 4 Satz 1 

Nummer 2 Buchstabe a EStG zu berücksichtigen. Das Studium wird jedoch nach 

Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung durchgeführt, so dass das Kind nach § 32 

Absatz 4 Satz 2 und 3 EStG nur berücksichtigt werden kann, wenn die ausgeübte 

Erwerbstätigkeit unschädlich ist. Da die Ausweitung der Beschäftigung des Kindes ledig-

lich vorübergehend ist und gleichzeitig während des Vorliegens des Grundtatbestandes 

nach § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 EStG die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 

20 Stunden nicht übersteigt, ist die Erwerbstätigkeit unschädlich. Das Kind ist während 

des gesamten Kalenderjahres zu berücksichtigen. 

 

Variante:  

Würde das Kind während der Semesterferien dagegen vom 1. Juli bis 30. September 2012 

(= mehr als zwei Monate) vollzeiterwerbstätig sein, wäre die Ausweitung der Erwerbs-

tätigkeit nicht nur vorübergehend und damit diese Erwerbstätigkeit als schädlich einzu-

stufen. Dies gilt unabhängig davon, dass auch hier die durchschnittliche wöchentliche 

Arbeitszeit 20 Stunden nicht überschritten würde. Das Kind könnte demnach für die 

Monate Juli, August und September 2012 nicht berücksichtigt werden. 

 

25 Ein Ausbildungsdienstverhältnis ist unschädlich. Es liegt dann vor, wenn die Ausbildungs-

maßnahme Gegenstand des Dienstverhältnisses ist (vgl.  R 9.2 LStR 2011 und H 9.2 „Aus-

bildungsdienstverhältnis“ LStH 2011). Zu den Ausbildungsdienstverhältnissen zählen z. B. 

die Berufsausbildungsverhältnisse gemäß § 1 Absatz 3, §§ 4 bis 52 BBiG. Dementsprechend 

liegt kein Ausbildungsdienstverhältnis vor, wenn die Berufsausbildung oder das Studium 

nicht Gegenstand des Dienstverhältnisses ist, auch wenn die Berufsbildungsmaßnahme oder 

das Studium seitens des Arbeitgebers durch Hingabe von Mitteln, z. B. eines Stipendiums, 

gefördert wird. Eine neben einem Ausbildungsdienstverhältnis ausgeübte geringfügige 

Beschäftigung (Rz. 26 bis 30) ist hingegen unschädlich. 

 

26 Eine geringfügige Beschäftigung im Sinne der §§ 8 und 8a SGB IV ist ebenfalls unschädlich. 

Sie liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 
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gleichzeitig mehrere geringfügige Beschäftigungsverhältnisse bestehen und das Entgelt hier-

aus insgesamt mehr als 400 Euro beträgt. Die wöchentliche Arbeitszeit und die Anzahl der 

monatlichen Arbeitseinsätze sind dabei unerheblich.  

 

27 Eine geringfügige Beschäftigung liegt nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 SGB IV ebenfalls vor, 

wenn das Entgelt zwar 400 Euro im Monat übersteigt, die Beschäftigung aber innerhalb eines 

Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt 

zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist (kurzfristige Beschäftigung). Der Zwei-

Monats-Zeitraum gilt als zeitliche Grenze, wenn die Beschäftigung an mindestens 5 Tagen 

pro Woche ausgeübt wird. Bei Beschäftigungen von regelmäßig weniger als 5 Tagen pro 

Woche ist die Begrenzung von 50 Arbeitstagen maßgeblich. 

 

28 Die Zeiten mehrerer kurzfristiger Beschäftigungen werden zusammengerechnet. Dies gilt 

auch dann, wenn die einzelnen Beschäftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern ausgeübt 

werden. Wird durch eine Zusammenrechnung mehrerer kurzfristiger Beschäftigungen die 

Grenze von zwei Monaten oder 50 Arbeitstagen überschritten, handelt es sich um eine regel-

mäßig ausgeübte Beschäftigung. 

 

29 Eine geringfügige Beschäftigung kann neben einer Erwerbstätigkeit im Sinne der Rz. 24 nur 

ausgeübt werden, wenn dadurch insgesamt die 20-Stunden-Grenze nicht überschritten wird.  

 

30 Bei der Beurteilung, ob ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis vorliegt, ist grundsätzlich 

die Einstufung des Arbeitgebers maßgeblich. Hierzu kann eine Bescheinigung des Arbeit-

gebers oder ein anderer Nachweis vorgelegt werden.  

 

4. Monatsprinzip 

 

31 Bei der Prüfung, ob die Voraussetzungen des § 32 Absatz 4 Satz 1 bis 3 EStG vorliegen, ist 

auf den Kalendermonat abzustellen. Es genügt, wenn in dem jeweiligen Monat an einem Tag 

die Anspruchsvoraussetzungen vorliegen.  

 

Beispiel: 

Ein Kind schließt nach dem Abitur zunächst eine Berufsausbildung mit der Gesellen-

prüfung ab und studiert ab dem Jahr 2010. Ab dem 20. Juli 2012 nimmt es unbefristet eine 

Teilzeitbeschäftigung mit 30 Stunden pro Woche auf.  

 

Auf Grund des Studiums ist das Kind nach § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a 

EStG zu berücksichtigen. Das Studium wird jedoch nach Abschluss einer erstmaligen 

Berufsausbildung durchgeführt, so dass das Kind nach § 32 Absatz 4 Satz 2 EStG nur 
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keit des Kindes ist gemäß § 32 Absatz 4 Satz 3 EStG zwar grundsätzlich als schädlich 

einzustufen. Das Kind kann aber für jeden Kalendermonat berücksichtigt werden, in dem 

wenigstens an einem Tage die Anspruchsvoraussetzungen - hier „keiner Erwerbstätigkeit 

nachgeht“ - vorgelegen haben, somit für die Monate Januar bis Juli 2012. Für die Monate 

August bis Dezember 2012 kann das Kind nicht berücksichtigt werden. 

 

32 Werden die Grenzen für eine geringfügige Beschäftigung im Sinne der Rz. 26 und 27 

während eines Monats überschritten, kann das Kind ab dem auf das Überschreiten folgenden 

Monat nicht mehr berücksichtigt werden. Dies gilt, solange die Grenzen überschritten werden 

bzw. die entsprechende Beschäftigung ausgeübt wird. 

 

5. Behinderte Kinder (§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 EStG) 

 

33 Ein Kind ist zu berücksichtigen, wenn es wegen körperlicher, geistiger oder seelischer 

Behinderung außerstande ist, sich selbst zu unterhalten, d. h. wenn es mit den ihm zur Ver-

fügung stehenden finanziellen Mitteln seinen gesamten notwendigen Lebensbedarf nicht 

bestreiten kann. Dieser notwendige Lebensbedarf setzt sich typischerweise aus dem allge-

meinen Lebensbedarf (Grundbedarf) und dem individuellen behinderungsbedingten Mehr-

bedarf zusammen. Als Grundbedarf ist bei der Prüfung der Voraussetzungen der Grundfrei-

betrag nach § 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG anzusetzen. Der im BMF-Schreiben vom 

22. November 2010, BStBl I S. 1346, in Abschnitt IV genannte Jahresgrenzbetrag ist nicht 

mehr maßgeblich. Die kindeseigenen finanziellen Mittel setzen sich aus dem verfügbaren 

Nettoeinkommen (siehe Rz. 34) und den Leistungen Dritter zusammen. Auf die Einkünfte 

und Bezüge (R 32.10 EStR 2008) ist nicht mehr abzustellen.   

 

34 Bei der Ermittlung des verfügbaren Nettoeinkommens sind alle steuerpflichtigen Einkünfte 

im Sinne des § 2 Absatz 1 EStG (Gewinneinkünfte im Sinne der §§ 13 bis 18 EStG, Über-

schusseinkünfte im Sinne der §§ 19 bis 23 EStG - auch unter Berücksichtigung privater Ver-

äußerungsgeschäfte), alle steuerfreien Einnahmen (z. B. Leistungen nach dem SGB III und 

BEEG) sowie etwaige Steuererstattungen (Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-

zuschlag) zu berücksichtigen. Abzuziehen sind tatsächlich gezahlte Steuern (Steuervoraus-

zahlungen und -nachzahlungen, Steuerabzugsbeträge) sowie die unvermeidbaren Vorsorge-

aufwendungen (Beiträge zu einer Basiskranken- und Pflegepflichtversicherung, gesetzliche 

Sozialabgaben bei Arbeitnehmern). 

 

6. Anwendungszeitraum  

 

35 Dieses Schreiben ist ab dem Veranlagungszeitraum 2012 anzuwenden. 
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Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und steht ab sofort für eine 

Übergangszeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen unter der Rubrik 

Steuern und Zölle - Steuern - Veröffentlichungen zu Steuerarten - Einkommensteuer - 

(http://www.bundesfinanzministerium.de/Einkommensteuer-.479.htm) zur Ansicht und zum 

Abruf bereit. 

 

Im Auftrag 

http://www.bundesfinanzministerium.de/Einkommensteuer-.479.htm

